
- Bevollmächtigter: (…) -

BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 2 BvR 146/23 -

In dem VIn dem Vererfahrfahrenen
überüber

die Vdie Vererfassungsbeschfassungsbeschwerwerdede

des Herrn (…),

gegen a) den Beschluss des Oberlandesgerichts Stuttgart

vom 2. Januar 2023 - H 1 Ws 283/22 -,

b) den Haftbefehl des Oberlandesgerichts Stuttgart

vom 14. November 2022 - 1 Ws 223/22 -

und Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung

hat die 3. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch

die Richterinnen Kessal-Wulf,

Wallrabenstein

und den Richter Offenloch

gemäß § 93b in Verbindung mit § 93a BVerfGG in der Fassung der
Bekanntmachung vom 11. August 1993 (BGBl I S. 1473)
am 22. Februar 2023 einstimmig beschlossen:

Die VDie Vererfassungsbeschfassungsbeschwerwerde wirde wird nicht zur Entscheidung angenommen.d nicht zur Entscheidung angenommen.

SoSoweit sie den Haftbefweit sie den Haftbefehl des Oberlandesgerichts Sehl des Oberlandesgerichts Stuttgartuttgart vt vom 14. No-om 14. No-
vvember 2022 zum Gegenstand hat, ist sie berember 2022 zum Gegenstand hat, ist sie bereits deshalb unzulässig, weileits deshalb unzulässig, weil
sie sich gegen eine prsie sich gegen eine prozessual überholozessual überholte Haftentscheidung richtet, bei derte Haftentscheidung richtet, bei der
weder darweder dargetan noch aus sich hergetan noch aus sich heraus eraus ersichtlich ist, dass ein fsichtlich ist, dass ein forortbestehen-tbestehen-
des Bedürdes Bedürfnis an der Klärung der Vfnis an der Klärung der Vererfassungsmäßigkeit dieser Entschei-fassungsmäßigkeit dieser Entschei-
dung besteht (vdung besteht (vgl. zu den Vgl. zu den Vororaussetzungen der praussetzungen der prozessualen Überholungozessualen Überholung
BBVVererfGE 139, 245 <263 Rn. 51 ffGE 139, 245 <263 Rn. 51 f.>; 149, 293 <317 Rn. 60>)..>; 149, 293 <317 Rn. 60>).

Die VDie Vererfassungsbeschfassungsbeschwerwerde ist auch im Übrigen unzulässig, weil der Be-de ist auch im Übrigen unzulässig, weil der Be-
schschwerwerdeführdeführer gegen die Entscheidung des Oberlandesgerichts ver gegen die Entscheidung des Oberlandesgerichts vom 2. Ja-om 2. Ja-
nuar 2023 keine Anhörungsrüge gemäß § 33a Snuar 2023 keine Anhörungsrüge gemäß § 33a Strtrafprafprozessorozessordnung erho-dnung erho-
ben und damit den fachgerichtlichen Rechtsweg nicht erben und damit den fachgerichtlichen Rechtsweg nicht erschöpft hat (vschöpft hat (vgl.gl.
BBVVererfGE 122, 190 <198>; 126, 1 <17>; 134, 106 <113 Rn. 22>).fGE 122, 190 <198>; 126, 1 <17>; 134, 106 <113 Rn. 22>).
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Die VDie Vererfassungsbeschfassungsbeschwerwerde entspricht außerde entspricht außerdem nicht den fdem nicht den formalen Be-ormalen Be-
gründungs- und Substantiierungsanfgründungs- und Substantiierungsanfororderungen der § 23 Absatz 1 Satz 2, §derungen der § 23 Absatz 1 Satz 2, §
92 Bundesv92 Bundesvererfassungsgerichtsgesetz, wfassungsgerichtsgesetz, was ebenfalas ebenfalls zur Unzulässigkeit derls zur Unzulässigkeit der
VVererfassungsbeschfassungsbeschwerwerde führde führt. Die Einhalt. Die Einhaltung der Ftung der Frist zur Erhebung undrist zur Erhebung und
Begründung der VBegründung der Vererfassungsbeschfassungsbeschwerwerde gemäß § 93 Absatz 1 Bundesvde gemäß § 93 Absatz 1 Bundesver-er-
fassungsgerichtsgesetz ist weder aus sich herfassungsgerichtsgesetz ist weder aus sich heraus noch aus dem Beschaus noch aus dem Beschwer-wer-
devdevorbringen nachorbringen nachvvolollziehbarlziehbar, weil der Besch, weil der Beschwerwerdeführdeführer nicht mitgeteiler nicht mitgeteiltt
hat, ob und what, ob und wann der Beschluss des Oberlandesgerichts Sann der Beschluss des Oberlandesgerichts Stuttgartuttgart vt vom 2. Ja-om 2. Ja-
nuar 2023 seinen drnuar 2023 seinen drei anderei anderen im fachgerichtlichen Ven im fachgerichtlichen Vererfahrfahren mandatier-en mandatier-
ten Vten Vererteidigern zugegangen ist. (vteidigern zugegangen ist. (vgl. Bgl. BVVererfGfG, Beschluss der 3., Beschluss der 3. KKammer desammer des
ZZweiten Senats vweiten Senats vom 12. Juni 2014 - 2 BvR 1004/13 -, Rn. 6-13; Beschluss derom 12. Juni 2014 - 2 BvR 1004/13 -, Rn. 6-13; Beschluss der
3. K3. Kammer des Zammer des Zweiten Senats vweiten Senats vom 24. Fom 24. Februar 2021 - 2 BvR 428/18ebruar 2021 - 2 BvR 428/18 -, Rn.-, Rn.
5-8).5-8).

ZZudem hat der Beschudem hat der Beschwerwerdeführdeführer zu den Akten genommene polizeilicheer zu den Akten genommene polizeiliche
VVermerke nicht vermerke nicht vororgelegt, auf die das Oberlandesgericht zur Begründunggelegt, auf die das Oberlandesgericht zur Begründung
des dringenden Tdes dringenden Tatvatvererdachts ausdrücklich Bezug nimmt. Der Vdachts ausdrücklich Bezug nimmt. Der Vorortrtrag des Be-ag des Be-
schschwerwerdeführdeführerers ermöglicht dem Bundesvs ermöglicht dem Bundesvererfassungsgericht daher nicht diefassungsgericht daher nicht die
Prüfung der VPrüfung der Vererfassungsbeschfassungsbeschwerwerde ohne weiterde ohne weitere Ermittlungen (ve Ermittlungen (vgl.gl.
BBVVererfGE 93, 266 <288>; 149, 346 <360 Rn. 25>; BfGE 93, 266 <288>; 149, 346 <360 Rn. 25>; BVVererfGK 5, 170 <171>; vfGK 5, 170 <171>; vgl.gl.
auch EGMR, Mork vauch EGMR, Mork v. German. Germanyy, Ur, Urteil vteil vom 9. Juni 2011, Nrom 9. Juni 2011, Nr.. 31047/04, 43386/31047/04, 43386/
08, § 39, NJW 2012, S. 2093 <2094>).08, § 39, NJW 2012, S. 2093 <2094>).

AAuch inhaluch inhaltlich zeigt der Beschtlich zeigt der Beschwerwerdeführdeführer einen Ver einen Vererfassungsvfassungsvererstoß nichtstoß nicht
hinrhinreichend substantiiereichend substantiiert auft auf, wenngleich eine tief, wenngleich eine tieferergrgreifeifende vende vererfassungs-fassungs-
rrechtliche Überprüfung aufgrund des lückenhaften Beschechtliche Überprüfung aufgrund des lückenhaften Beschwerwerdevdevorortrtragsags
nicht möglich ist.nicht möglich ist.

Mit der Nichtannahme der VMit der Nichtannahme der Vererfassungsbeschfassungsbeschwerwerde wirde wird der Antrd der Antrag auf Er-ag auf Er-
lass einer einstweiligen Anorlass einer einstweiligen Anordnung gegenstandslos (§ 40 Abs. 3 GOBdnung gegenstandslos (§ 40 Abs. 3 GOBVVererfG).fG).

Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

Kessal-Wulf Wallrabenstein Offenloch
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ZitierZitiervvororschlagschlag BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 22. Februar 2023 -
2 BvR 146/23 - Rn. (1 - ), http://www.bverfg.de/e/
rk20230222_2bvr014623.html
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